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 Baudirektion Uri 

 Direktionssekretariat 

 Klausenstrasse 2 

 6460 Altdorf 

 

 

 
 Altdorf, 7. April 2021 

 

 

Vernehmlassung 
Revision der Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB) 
 

 

Sehr geehrter Herr Baudirektor 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 
Die SVP Uri hat sich mit der Revision der interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche 

Beschaffungswesen auseinandergesetzt. Vorab ist zu erwähnen, dass dieses Thema in seiner Gesamtheit 

äusserst komplex ist und so die Grenzen des Machbaren für ein Milizparlament auf Stufe Kanton 

erreicht. Dennoch danken wir für die Möglichkeit zur Stellungnahme und geben diese wie folgt ab:  

 

 

Ausgangslage, einleitende Bemerkungen 
 

Mit der vorliegenden Revision der Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungs-

wesen soll das Beschaffungsrecht modernisiert werden. Generell soll das Beschaffungswesen auf 
kantonaler Ebene mit dem auf Bundesebene harmonisiert werden. Neben der Rechtsharmonisierung 

wird das öffentliche Beschaffungsrecht methodisch modernisiert und stärker auf eine nachhaltige 

öffentliche Beschaffung sowie auf mehr Qualitäts- statt Preiswettbewerb ausgerichtet. Damit werden 

auch politische Zielsetzungen verfolgt, welche im Grundsatz zu begrüssen sind.  

 

 

Grundsätzliche Überlegungen 
 

Die SVP Uri unterstützt die Ziele und die wichtigsten Neuerungen, namentlich: 

 
 Die vorgesehene Rechtsvereinheitlichung (Harmonisierung zwischen Bundes- und Kantons-

gesetz) 

 Den Paradigmenwechsel zur stärkeren Berücksichtigung der wirtschaftlichen, ökologischen und 

sozialen Nachhaltigkeit bei öffentlichen Aufträgen 

 Die Stärkung des Qualitätswettbewerbs gegenüber dem reinen Preiswettbewerb 
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Grundsätzlich anerkennen wir damit die Stossrichtung, die Chancen von Schweizer Unternehmungen 

zum Erhalt von Aufträgen zu stärken. Die Vereinheitlichung von Kontrollen in Bezug auf Zuverlässigkeit 

und Einhalten von Standards soll zu fairen Wettbewerbsbedingungen führen und allfällige Ausschlüsse 
von unseriösen Anbietern vereinfachen. 

 

Im Vernehmlassungsschreiben erwähnt der Regierungsrat, dass der Landrat im Rahmen der Ratifikation 

dem vorgelegten Text der Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen 

entweder zustimmen oder diese als Ganzes ablehnen kann. Der Landrat kann somit keine Änderungen 

oder Anpassungen beschliessen und ein Beitritt unter Vorbehalt ist ebenfalls nicht möglich.  

 

Es ist für uns nicht nachvollziehbar, wieso das kantonale Recht (Submissionsreglement) derart 

kurzgehalten ist und keine weitergehenden Ausführungsbestimmungen enthält. Aus Sicht der SVP Uri 

gibt es diesbezüglich kritische Punkte. So kritisiert insbesondere der Urner Gemeindeverband die 
Regelungen in Artikel 52 der Vereinbarung. Er befürchtet, dass damit viele Projekte der öffentlichen 

Hand unnötig verteuert würden. Die Vorlage klammert die Konzessionsvergabe im Wasserkraftbereich 

und auch andere Bereiche im Sozialwesen aus. Davon nicht betroffen sind aber öffentliche Unter-

nehmungen wie die der ZAKU oder die Abwasser Uri. Neu würde die Aufgabendelegation an diese 

beiden Unternehmungen neu dem Submissionsrecht unterstehen. Hiezu sollten im kantonalen Recht 

entsprechende Formulierungen vorgesehen werden, dass die Übertragung der Aufgaben an den ZAKU 

und die Abwasser Uri nicht zwingend dem Submissionsrecht unterstehen. 

 

Es ist uns bewusst, dass die kantonalen Ausführungsbestimmungen weitestgehend harmonisiert werden 
sollten. Umgekehrt sind die Ausführungsbestimmungen auf die Verhältnisse im Kanton Uri 

abzustimmen. Auch kleineren Unternehmungen soll es in Zukunft möglich sein, ohne allzu grossen 

Zusatzaufwand, die neuen Ausführungsbestimmungen zu erfüllen.  

 

 

Schlussbemerkungen 
 

Die SVP Uri gewichtet die Vorteile der neuen Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche 

Beschaffungswesen höher als die Nachteile. Im Bericht und Antrag an den Landrat sind aus Sicht der SVP 

Uri aber die kritischen Argumente, insbesondere auch denen des Urner Gemeindeverbandes, die 
notwendige Beachtung zu schenken und die kantonalen Ausführungsbestimmungen entsprechend 

anzupassen bzw. auszugestalten.  

 

Abschliessend danken wir Ihnen nochmals für die Möglichkeit zur Stellungnahme.  

 

 

Freundliche Grüsse 

 

SVP Uri 
 
 

 

 

 

 

 

 

Zustellung per E-Mail an: ds.bd@ur.ch 


